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zu '7.:JtJ r /J. 
Präs. am. ___ ~_~1 Juli J9m -

An den 

Präsidenten des Nationalrates 

I. 
in Wien 

·,Die Abgeordneten HABERL, TROLL, HAAS .rund Gen.' haben 
in der Sitzung des Nationalrates am 12.Juni ds.J. eine Anfrage 
betreffend Erledigung der Resolution der alpinen Vereine Öster­
reichs über die Wegefreiheit im Alpenland und den Schutz der 
Landschaft an den Bundeskanzler gerichtet. Diese Anfrage beant­
worte ich wie folgt: 

11. 

Die Resolution der alpinen Vereine österreichs über 
die Wegefreiheit im Alpenland und den Schutz der Landschaft ist 
zwar noch nicht sachlich beantwortet worden; das bedeutet aber 
nicht, daß seit der überreichung dieser Resolution an mich nichts 
unternommen worden wäre. ' 

Ich habe vielmehr einerseits durch, den Verfassungsdienst 
des Bundeskanzleramtes, andererseits im Wege der Amtshilfe durch 
das Bundesministerium für Land-Und Forstwirtschaft Untersuchungen 
darüber anstellen lassen, ob und inwieweit die in der Resolution 
enthaltenen konkreten Vorschläge überhau~t ~n Gesetzgebung und 
Vollziehung dem Bund obliegen. 

Dies war deshalb notwendig, um Klarheit darüber zu ge­
winnen, ob und inwieweit überhaupt diese:.Resolution Anlaß für eine 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung bzw. für konkrete Akte 
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der Vollziehung des Bundes auf Grund etwa bestehender Bundes­
gesetze bieten kann. Soweit eine solche Zuständigkeit des Bundes 
nicht gegeben ist, ist; beabsichtigt, die Länder im \~~ge der 
Verbilldungsstelle der Bundesländer mit den Vorschlägen zu befassen 
und allenfalls für eine Kocrdinierung zwischen teils vom Bund 

teils von ~en Ländern zu treffenden Maßnahmen durch den Bundes-

111 0 

Di·} im. Bereich meines Ressorts angestellten Unter­

suchu."1gen haber.:. folgendes Ergeb:'1.is gezeitigt: 

Zu Punkt 1 deI- R"':solution! 
--...-...---__ .. 11. 

Die verfassungsgesetzliche Garantie der Freizügigkeit im 
Bergland. Sicherung dieser Garantie durch gesetzliche Maß­
nahmen, die jede sachlich unbegründete beschränkung der 
Wegefreihei t hilitanha.i ten. 

Die li'reizügigkeit der Person und des Verkehrs ist ver­
fassungs~es.~tzlich durch .Artikel 4 des St;aatsgru...'1dgese~zes über 
di8 allgemeinen Rechte der Staatsbürger gewährleistet. Eine be­

sondere verfa.ssungLgcßctzlicha Garantie der Freizügi.gkeit im. 

AJ.:penla.l1d wird aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht für not­
wendig erachtet ~ Im Zu.ge der Neuordm.wg des Grl1.ndrechts.kataloges 

vJird diese J3'rage jedocl..l weiter beraten werden .. 

Wie ja allgemein bekannt ist, bestehen in einzelnen 
Bundesländern Regelungen gesetzlicher Art, die die Wegefreiheit 

im. Bergland zum Gegensta.'ld haben, andere Bundesländer sind wiederum 
bemüht, dieses Problem gesetzlich neu zu regeln. Es ist aller­
dings z.uzugeben, daß damit nur ein Teilstück der Resolution der 
alpine:' VereiuE. einer gesetzlichen I/ösung zugeführt ist. 

Zu Punkt 2 der Resolution: ---- " .... ,... &,-------
:Maßnahmen auf dem Gebiet des li'orstweseils, um allen Menschen 
den. GenuE der Naturschönheiten und das unbehinderte Wandern 
im Bergla..Yld unbeschadet sachlich unbedingt notwendiger Ein­
schränkungen zu gewährleisten. 

Die A.ngelegenheiten des :&"'orstwesens fallen in ver­
waltungsmäßiger Hinsicht in den Wirkungsbereich des Bundesministers 
für IJand- und J?orstwirtschaft, sodaß ich schon seinerzeit diesen 

Bundesminister mit das Sache befaf~t habe~ es aber im Hinblick 

-",." 
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auf den gese'czlichen Wirkungsbereich meines Amtes unterlassen muß, 
mich mit dieser Materie zu befassen. 

Zu den Punkten 3 bis 8 der Resolution: 
Die Verbesserung der bestehenden und Schaffung erfor­
derlicher neuer Landesgesetze über die Wegefreiheit 
im latid- und forstwirtschaftlieh genutzten Gebiet 
und im alpinen Ödland 
Abstimmung der Interessen der Jagdwirtschaft auf die 
Bec" 1rfnisse des Fremdenverkehrs u.r:j der TO~.lristik 
D.ie Berücksichtigung der Erfordernisse des Senilaufs 
durch entsprechende gesetzliche Maßnahmen 
Die Ur: ':;erstützung und Förderung des Schutzhüttenbaues 
und ihrer Erhaltung sowie des Baues und der Erhaltung 
von Wegen im Bergland 
Die Her&te1.lung einer fachlich ausgewogenen Übereinstimmung 
zwischen den Interessen der technischen·und verkehrsmäßigen 
Erschließung des berglandes mit den Bedürfnissen des Land­
schaftsschutzes durch die Erstellung einer entsprechenden 
Raumplanung 
Die Anpassung des Grundverkehrsrechtes und des Baurechtes 
auf diese Zielsetzung 

Sämtliche der hier gemachten Vorschläge fallen nach der 
bunaesstaatlichen Kompetenzverteilung in Gesetzgebung und Vollziehung 
in die Zuständigkeit der Länder. Der Bund kann daher auf diesem 
Gebiet keine gesetzliChen oder behördlichen Maßnahmen treffen. Die 
Bundesorgane sind daher auch nicht in der Lage, über derartige' 
Gegenstände im Rahmen des Art.52 B.-VG. eine l~twort zu geben, zu­
mal sie für diese Gegenstände keine Verantwortlichkeit trifft. 

Zu Punkt 9 der 'Resolution: 
Vorkehrende 'Maßnahmen für den Lärmschutz im Gebirge, Be­
schränkung des lokalen Flugverkehrs auf Rettungs-und Ver-
sorgungsdienst . 

. Auch diese Maßnahmen fallen zum überwiegenden Teil 
in die Zuständigkeit der Länder. Ob eine Beschränkung des lokalen 
Flugverkehrs auf Rettungs- und Versorgungsdienst im Hinblick auf 
die immer mehr zunehmende Bedeutung des lokalen Fluglinienver­
kehrs möglich i,st, sei füglieh bezweifelt. 

16. Juli 1969 
Der ,Bundeskanzler: 

.. ~ 
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